2. Der Stufenbau der Rechtsordnung

Wie wir soeben festgestellt haben, steht den Menschen im Staate eine nahezu unüberschaubare Anzahl von Rechtsvorschriften gegenüber. Diese Vorschriften sind nicht alle gleich bedeutungsvoll.

Die angeführten Beispiele sollten Ihnen das unterschiedliche Gewicht der einzelnen Rechtsvorschriften ‑ ihre Verschiedenrangigkeit ‑ fühlbar machen. Rechtswissenschaftlich ergibt sich eine Abstufung in der Rechtsordnung aus Folgendem:

a)Es gibt Rechtsvorschriften, die eine erste, ganz grobe Organisation des Staates vornehmen.
Sie regeln:

· wer die Gesetze macht

· wie sie zu machen sind

· wer die gesetzlichen Vorschriften in die Tat umzusetzen hat u.s.w.

Diese Rechtsvorschriften bilden sozusagen den Grundstein, die Grundordnung des Staates. Sie werden unter dem Begriff " VERFASSUNG" zusammengefasst. Die Verfassung ist die rechtliche Grundordnung des Staates. Sie ist in Österreich im wesentlichen im "BUNDESVERFASSUNGSGESETZ 1920" niedergeschrieben. Weitere Verfassungsbestimmungen finden sich in verschiedenen anderen Verfassungsgesetzen.
Seit die derzeit geltende Verfassung in Kraft getreten ist, dürfen und können in Österreich gültige Rechtsvorschriften ausschließlich in der von ihr vorgegebenen Art und Weise geschaffen werden. Die Verfassung kann natürlich auch abgeändert oder ganz aufgehoben werden, jedoch ebenfalls nur auf dem von ihr selbst vorgesehenen Weg.

Zur Abänderung oder gänzlichen Aufhebung der Verfassung bedarf es stets eines Verfassungsgesetzes. Ein solches liegt dann vor, wenn ein Gesetz ausdrücklich als Verfassungsgesetz bezeichnet wird (in der Überschrift) und die weiteren Anforderungen erfüllt sind ‑ bei der Abstimmung über das Gesetz im Nationalrat muss mindestens die Hälfte seiner 183 Mitgliede (also 92) anwesend sein und von den Anwesenden müssen zwei Drittel für das Gesetz stimmen. Überdies muss das Gesetz einer Volksabstimmung unterzogen werden, wenn es eine Gesamtänderung der Verfassung zum Gegenstand hat. Die bislang einzige derartige Volksabstimmung war die sog. "EU-Volksabstimmung", im Rahmen deren über ein Bundesverfassungsgesetz abgestimmt wurde, das die Bundesregierung ermächtigte, sämtliche für einen EU‑Beitritt erforderlichen Schritte zu setzen.

Die Formvorschriften über die Erlassung eines Verfassungsgesetzes gestalten somit die Abänderung der Verfassung äußerst schwierig. Dies ist durchaus beabsichtigt. Es verhindert. dass eine politische Partei gegen den Willen der Mehrheit oder zumindest einer starken Minderheit in der Bevölkerung ohne weiteres in die bestehende Verfassungsordnung eingreifen kann. Vielmehr muss sie sich der Zustimmung anderer Parteien versichern, außer sie verfügt selbst über eine Zwei Drittel‑Mehrheit.

a) Verfassung im inhaltlichen Sinn

· Staatsform (Republik / Monarchie)

· Regierungsform (Demokratie / Diktatur)

· Organisationsform (Zentralstaat / Bundesstaat)

· Rechtserzeugungsvorschriften (wer macht Gesetzte, wie werden sie gemacht)

· Grund- und Freiheitsrechte

b) Verfassung im formellen Sinn

Die Summe aller Rechtsvorschriften die in der Form von Verfassungsgesetzten erlassen wurden. In dieser Form wurde der Großteil aller Vorschriften, die der Verfassung im inhaltlichen Sinn zuzuordnen sind, erlassen.

Es kommt aber immer wieder vor, dass Inhalte, die keineswegs etwas mit der Verfassung zu tun haben, in der Form eines Verfassungsgesetzes beschlossen werden (manchmal sogar nur einzelnen Bestimmungen in einem Umfangreichen Einfachen Gesetzt). Man macht dies unter Umständen um ein Gesetzt vor der möglichen Aufhebung durch den Verfassungsgerichtshof zu schützen.

b)Alle Gesetze, die aufgrund der geltenden Verfassung erlassen werden und die keine Verfassungsgesetze sind, werden als EINFACHE GESETZE bezeichnet. Bei der Abstimmung über solche Gesetze muss im Nationalrat mindestens ein Drittel der Abgeordneten anwesend sein. Von diesen muss mehr als Hälfte für das Gesetz stimmen. Die einfachen Gesetze stellen Regeln für das Zusammenleben der Menschen im Staat auf und sollen eine gewisse Ordnung garantieren. Überdies wird das gesamte Handeln der staatlichen Gesetzesvollziehung durch Behörden und Gerichte durch einfache Gesetze normiert (zum Teil auch durch Verfassungsgesetze).

c)So wie das einfache Gesetz seine Grundlage in der Verfassung hat, gibt es auch Rechtsvorschriften, die auf einfachen Gesetzen beruhen und die selbst keine Gesetze sind. Sie stehen in der Rangordnung der Rechtsvorschriften unter dem einfachen Gesetz.

Sie werden sie nicht von Gesetzgebungsorganen des Bundes oder der Länder erlassen (Nationalrat, Landtage) sondern von den Einrichtungen der staatlichen Verwaltung ( Ministerien, Landesregierungen, Bezirkshauptmannschaften ‑ sog. Verwaltungsbehörden) oder von den Gerichten.

VERORDNUNGEN sind an einen allgemeinen (nach allgemeinen Merkmalen umschriebenen) Personenkreis gerichtete Rechtsvorschriften einer Verwaltungsbehörde,  die Angelegenheiten allgemein - und nicht bezogen auf einen konkreten Einzelfall - regeln.

Sie müssen normalerweise ihre Grundlage in einem Gesetz haben, das Handeln der Verwaltungsbehörden muss also vom Gesetzgeber in den Grundsätzen vorherbestimmt sein.

· Bsp.: Das Schulunterrichtsgesetz (SchUG) regelt den Ablauf des Unterrichts in den österreichischen Schulen. Ein Abschnitt dieses Gesetzes befasst sich mit der Leistungsbeurteilung und ist sehr allgemein gehalten. Die Regelung der Details überlässt das Gesetz dem Unterrichtsministerium, indem es dieses ausdrücklich zur Herausgabe einer entsprechenden Verordnung ermächtigt. Dieses hat von der Verordnungsermächtigung Gebrauch gemacht und die Leistungsbeurteilungsverordnung erlassen. Sie regelt u.a. die Durchführung von mündlichen Prüfungen, Tests und sonstigen Leistungsfeststellungen und auch die Benotung.

Verordnungen können wesentlich leichter erlassen und wieder aufgehoben werden als ein Gesetz, weil sie nicht das langwierige parlamentarische Verfahren durchlaufen müssen.

d)Die Rechtsvorschriften der staatlichen Verwaltungsbehörden können auch an namentlich bezeichnete einzelne Personen gerichtet sein (und nicht an die Allgemeinheit, wie die Verordnungen). Man spricht dann von einem BESCHEID.

Beispiele sind etwa die verschiedenen Genehmigungsbescheide, Strafbescheide, Vorschreibungsbescheide betreffend Steuern und Gebühren etc.

Voraussetzung für einen Bescheid ist immer, dass es ein Gesetz gibt, das die Erlassung des Bescheides vorsieht. So ist etwa die Erlassung eines Abbruchauftrages mit Bescheid in der Bauordnung, einem Landesgesetz, vorgesehen.

e)Die staatlichen GERICHTE dürfen ihre rechtlichen Anordnungen nur an namentlich bezeichnete Personen (natürliche oder juristische) richten (und nicht an die Allgemeinheit). Auch die Gerichte entscheiden anhand der bestehenden Gesetze, brauchen also eine gesetzliche Grundlage! Die gerichtlichen Entscheidungen werden entweder als URTEILE oder als BESCHLÜSSE bezeichnet (je nach Verfahrensart).

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die einzelnen Bestandteile einer Rechtsordnung ‑ die Rechtsvorschriften ‑ nicht gleichrangig nebeneinander stehen. Sie stehen vielmehr in einem Verhältnis der Über- und Unterordnung. Daraus ergibt sich, dass bis auf die ursprüngliche und grundlegende Verfassung alle Rechtsvorschriften nur auf Grund einer anderen Rechtsvorschrift erzeugt oder wieder aufgehoben werden können! Die aufhebende Rechtsvorschrift muss gleichrangig oder höherrangig sein wie/ als die aufzuhebende Rechtsvorschrift.
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